
 

 

Satzung 
über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften 

der Stadt Rottenburg am Neckar 
 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2 und 
13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat 
der Stadt Rottenburg am Neckar am 12.07.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünf-
te 

§ 1 
Rechtsform / Anwendungsgebiet 

 
(1) Die Stadt Rottenburg am Neckar betreibt die  
 
 1. Obdachlosenunterkünfte in eigenen Gebäuden 
 
 2. Obdachlosenunterkünfte in von Dritten angemieteten Wohnungen 
 

als gemeinsame öffentliche Einrichtung in Form einer unselbstständigen Anstalt 
des öffentlichen Rechts. 

 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt 
Rottenburg am Neckar bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. 
 
(3) Flüchtlingsunterkünfte sind die zur Unterbringung von Personen nach § 17 des Geset-
zes über die Aufnahme von Flüchtlingen (Flüchtlingsaufnahmegesetz – FlüAG - vom 
19.12.2013, gültig ab 01.01.2014, GBl. 2013, S. 493) von der Stadt Rottenburg am 
Neckar bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume.  
 
(3) Die Unterkünfte dienen der Aufnahme und i.d.R. der vorübergehenden Unterbringung 
von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer außergewöhnlichen Wohnungsnotla-
ge befinden und die erkennbar nicht fähig sind, sich selbst eine geordnete Unterkunft zu 
beschaffen oder eine Wohnung zu erhalten oder von Personen, zu deren Unterbringung 
die Stadt nach § 18 FlüAG verpflichtet ist.   
 
II. Gemeinsame Bestimmungen für die Benutzung der Obdachlosen- und Flücht-

lingsunterkünfte 
§ 2 

Benutzungsverhältnis 
 

Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Rechtsanspruch auf die 
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Räumen bestimm-
ter Art und Größe besteht nicht.  

 



 

 

2 

§ 3 
Beginn und Ende der Nutzung 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem in der Einweisungsverfügung bestimmten 
Zeitpunkt oder mit dem Bezug der Unterkunft. Mit dem Tag des Einzugs erkennt der/die 
Benutzer/in die Bestimmungen dieser Satzung sowie der jeweils gültigen Hausordnung 
an und verpflichtet sich zu deren Einhaltung.  
 
(2) Das Nutzungsverhältnis endet, wenn der/die Benutzer/in die ihm/ihr zugeteilte Unter-
kunft 
 

1. nicht innerhalb von 7 Tagen bezieht, 
 

2. 4 Wochen nicht mehr bewohnt, 
 
3. sie nicht mehr ausschließlich als Wohnung benutzt oder 
 
4. sie nur für die Aufbewahrung seines/ihres Hausrats verwendet. 

 
(3) Die Beendigung des Benutzungsverhältnisses erfolgt durch schriftliche Verfügung der 
Stadt Rottenburg am Neckar. Soweit die Benutzung der Unterkunft über den in der Verfü-
gung angegebenen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhältnis mit 
der Räumung der Wohnung. 

 
§ 4 

Umsetzung in eine andere Unterkunft 
 

(1) Ohne Einwilligung der Benutzerin/des Benutzers ist die Umsetzung in eine andere 
Unterkunft oder andere Räume innerhalb derselben Unterkunft möglich, insbesondere 
wenn 
 

1. die Umsetzung zum Zweck einer optimalen Belegung der Unterkunft für sinnvoll 
erachtet wird; 
 

2. die bisherige Unterkunft im Zusammenhang mit Reinigungs, Verkaufs-, Abbruchs-, 
Umbau-, Erweiterungs-, Erneuerungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen geräumt 
werden muss; 
 

3. dem/ der Eingewiesenen in der Unterkunft wesentlich mehr als die zumutbare Flä-
che zur Verfügung steht; 

 
4. die Unterkunft nach Auszug oder Tod von Haushaltsangehörigen unterbelegt ist; 

 
5. die Benutzerin/der Benutzer Anlass zu Konflikten gibt, die zu einer Beeinträchti-

gung der Hausgemeinschaft oder zu Gefährdungen  von Hausbewohnern und 
Nachbarn führen und diese Konflikte auf andere Weise nicht zu beseitigen sind; 
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6. der Stadt Rottenburg am Neckar die Verfügungsgewalt über die Unterkunft entzo-
gen wird; 
 

7. mehrfach bzw. erheblich gegen die Hausordnung verstoßen wird; 
 

8. die bisherige Unterkunft zweckentfremdet und nicht sachgemäß genutzt wird (z. B. 
Nutzung der Unterkunft als Lagerplatz für Sammelgut). 

 
(2) Die Umsetzung wird durch Verfügung der Ortspolizeibehörde festgesetzt.  

 
§ 5 

Benutzung der überlassenen Räume und Hausrecht 
 

(1) Die als Unterkunft überlassenen Räume dürfen nur von den eingewiesenen Personen 
und nur zu Wohnzwecken benutzt werden. 
 
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Räume samt dem 
überlassenen Zubehör pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch ihre bestimmungs-
gemäße Verwendung bedingten Abnutzung instand zu halten und nach Beendigung des 
Benutzungsverhältnisses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei Beginn über-
nommen worden sind. Zu diesem Zweck ist ein Übernahmeprotokoll aufzunehmen und 
vom Eingewiesenen zu unterschreiben. 
 
(3) An der zugewiesenen Unterkunft und dem überlassenen Zubehör dürfen keine Verän-
derungen vorgenommen werden. Der Benutzer ist im Übrigen verpflichtet, die Stadt Rot-
tenburg am Neckar unverzüglich von Schäden am Äußeren oder Inneren der Räume in 
der zugewiesenen Unterkunft zu unterrichten. 
 
(4) Dem Benutzer ist ferner untersagt,  
 

1. in der Unterkunft entgeltlich oder unentgeltlich einen Dritten aufzunehmen, es 
sei denn, es handelt sich um eine unentgeltliche Aufnahme von angemessener 
Dauer (Besuch); 
 
2. die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken zu benutzen; 
 
3. ein Schild (ausgenommen übliche Namensschilder), eine Aufschrift oder einen 
Gegenstand in gemeinschaftlichen Räumen, in oder an der Unterkunft oder auf 
dem Grundstück der Unterkunft anzubringen oder aufzustellen; 

 
4. in der Unterkunft oder auf dem Grundstück außerhalb vorgesehener Park-, Ein-
stell- oder Abstellplätze ein Kraftfahrzeug abzustellen; 

 
5. Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veränderungen in der 
Unterkunft vorzunehmen; 
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6. die Rauchwarnmelder, die gem. § 16 Abs. 7 Landesbauordnung (LBO) in den 
Räumen der Unterkunft eingebaut werden müssen, zu entfernen oder funktionsun-
tüchtig zu machen; 
 
7. die von der Stadt Rottenburg am Neckar ausgehändigten Schlüssel vervielfälti-
gen zu lassen; 
 
8. Tiere in der Unterkunft zu halten. 

 
(5) Ausnahmen von den Nr. 3, 4, 5 und 8 können nach vorheriger Zustimmung durch die 
Stadt Rottenburg am Neckar in besonders begründeten Einzelfällen zu gelassen werden. 
Die Zustimmung in diesen Fällen wird jedoch nur dann erteilt, wenn die Benutzerin/der 
Benutzer eine Erklärung abgibt, dass er für alle Schäden, die durch die Benutzung nach 
den genannten Nummern verursacht werden können, ohne Rücksicht auf eigenes Ver-
schulden, die Haftung übernimmt und die Stadt Rottenburg am Neckar insofern von 
Schadenersatzansprüchen Dritter freigestellt wird. 
 
(6) Die Stadt Rottenburg am Neckar kann die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
die genannten Ziele zu erreichen. 
 
(7) Die Beauftragten der Stadt Rottenburg am Neckar sind berechtigt, die Unterkünfte in 
angemessenen Abständen und nach rechtzeitiger Ankündigung werktags in der Zeit von 
07.00 Uhr bis 22.00 Uhr zu betreten. Sie haben sich dabei gegenüber dem Benutzer auf 
dessen Verlangen hin auszuweisen. Bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft ohne An-
kündigung jederzeit betreten werden. Zu diesem Zweck wird die Stadt Rottenburg einen 
Wohnungsschlüssel zurückbehalten. 

 
§ 6 

Instandhaltung der Unterkünfte 
 

(1) Der Benutzer verpflichtet sich, für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausreichende 
Lüftung und Heizung der überlassenen Unterkunft zu sorgen. 
 
(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine Vorkehrung zum 
Schutze dieser oder des Grundstücks gegen eine nicht vorhersehbare Gefahr erforder-
lich, so hat der Benutzer dies der Stadt Rottenburg am Neckar unverzüglich mitzuteilen. 
 
(3) Der Benutzer haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegen-
den Sorgfalts- und Anzeigepflicht entstehen, besonders wenn technische Anlagen und 
andere Einrichtungen unsachgemäß behandelt , die überlassene Unterkunft nur unzu-
reichend gelüftet, geheizt oder gegen Frost geschützt wird. Insoweit haftet der Benutzer 
auch für das Verschulden von Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich mit seinem 
Willen in der Unterkunft aufhalten. Schäden und Verunreinigungen, für die der Benutzer 
haftet, kann die Stadt Rottenburg am Neckar auf Kosten des Benutzers beseitigen las-
sen. 
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(4) Die Stadt Rottenburg am Neckar wird die in § 1 genannten Unterkünfte und Haus-
grundstücke in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten. Der Benutzer ist nicht berech-
tigt, auftretende Mängel auf Kosten der Stadt Rottenburg am Neckar zu beseitigen. 

 
§ 7 

Räum- und Streupflicht 
 

Dem Benutzer obliegt die Räum- und Streupflicht nach der örtlichen Satzung über die 
Verpflichtung der Straßenanlieger zum Reinigen, Schneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege (Streupflichtsatzung). 

§ 8 
Hausordnung 

 
(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen Rücksicht-
nahme verpflichtet.  
 
(2) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der einzelnen Unterkunft kann die Verwaltung 
besondere Hausordnungen, in denen insbesondere die Reinigung der Gemeinschaftsan-
lagen und –räume bestimmt werden, erlassen. 
 

§ 9 
Rückgabe der Unterkunft 

 
(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der Benutzer die Unterkunft voll-
ständig geräumt und sauber zurückzugeben. Alle Schlüssel, auch die vom Benutzer 
selbst nachgemachten, sind der Stadt Rottenburg am Neckar bzw. ihren Beauftragten zu 
übergeben. Der Benutzer haftet für alle Schäden, die der Stadt Rottenburg am Neckar 
oder einem Benutzungsnachfolger aus der Nichtbefolgung dieser Pflicht entstehen. 
 
(2) Einrichtungen, mit denen der Benutzer die Unterkunft versehen hat, darf er wegneh-
men, muss dann aber den ursprünglichen Zustand wieder herstellen. Die Stadt Rotten-
burg am Neckar kann die Ausübung des Wegnahmerechts durch Zahlung einer ange-
messenen Entschädigung abwenden, es sei denn, dass der Benutzer ein berechtigtes 
Interesse an der Wegnahme hat. 

§ 10 
Verwertung zurückgelassener Sachen 

 
(1) Nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses hat der/ die Benutzer/in oder seine/ ihre 
Erben oder Bevollmächtigte die Unterkunft unverzüglich auf eigene Kosten zu räumen. 
Die Stadt kann zurückgelassene Sachen auf Kosten der bisherigen Benutzer/innen räu-
men und in Verwahrung nehmen. Werden die in Verwahrung genommenen Sachen spä-
testens drei Monate nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses nicht abgeholt, wird 
unwiderleglich vermutet, dass der/ die Benutzer/in das Eigentum daran aufgegeben hat. 
Soweit die Sachen noch verwertbar sind, werden sie durch die Stadt einem gemeinnützi-
gen Zweck zugeführt. 
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§ 11 
Haftung und Haftungsausschluss 

 
(1) Die Benutzer haften vorbehaltlich spezieller Regelungen in dieser Satzung für die von 
ihnen verursachten Schäden. 
 
(2) Die Haftung der Stadt Rottenburg am Neckar, ihrer Organe und ihrer Bediensteten 
gegenüber den Benutzern und Besuchern wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt. Für Schäden, die sich die Benutzer einer Unterkunft bzw. deren Besucher 
selbst gegenseitig zufügen, übernimmt die Stadt keine Haftung. 
 

§ 12 
Personenmehrheit als Benutzer 

 
(1) Erklärungen, deren Wirkungen eine Personenmehrheit berühren, müssen von oder 
gegenüber allen Benutzern abgegeben werden. 
 
(2) Jeder Benutzer muss Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten eines Haus-
haltsangehörigen oder eines Dritten, der sich mit seinem Willen in der Unterkunft aufhält, 
die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen Ersatzanspruch begründen, für und 
gegen sich gelten lassen. 

§ 13 
Verwaltungszwang 

 
Räumt ein Benutzer seine Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine bestandkräftige oder 
vorläufig vollstreckbare Umsetzungsverfügung vorliegt, so kann die Umsetzung durch 
unmittelbaren Zwang nach Maßgabe des § 27 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes 
vollzogen werden. Dasselbe gilt für die Räumung der Unterkunft nach Beendigung des 
Benutzungsverhältnisses durch schriftliche Verfügung (§ 3 Abs. 3 Satz 1). 
 
 
III. Gebühren für die Benutzung der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte 

 
§ 14 

Gebührenpflicht und Gebührenschuldner 
 

(1) Für die Benutzung der in den Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften in Anspruch 
genommenen Räume werden Gebühren erhoben. 
 
(2) Gebührenschuldner sind diejenigen Personen, die in den Unterkünften untergebracht 
sind. Gemeinsam untergebrachte Familienmitglieder haften als Gesamtschuldner. Bei 
Personen, die nicht in verwandtschaftlicher Beziehung stehen, werden anteilig Gebühren 
erhoben.  
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§ 15 
Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 

 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr ist die Wohnfläche der 
zugewiesenen Unterkunft. Die monatlichen Benutzungsgebühren werden entsprechend 
der als Bestandteil zu dieser Satzung beigefügten Anlage erhoben. Für die Ermittlung der 
Wohnfläche gelten die Vorschriften der Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(2) Bei der Errechnung der Benutzungsgebühren nach Kalendertagen wird für jeden Tag 
der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt. 
 
(3) Neben der Benutzungsgebühr werden monatliche Betriebskosten pro m² Wohnfläche 
erhoben, welche die Kosten nach § 27 der Zweiten Berechnungsverordnung umfassen. 
Die Betriebskosten werden entsprechend der als Bestandteil zu dieser Satzung beigefüg-
ten Anlage neben der Benutzungsgebühr erhoben. 

 
§ 16 

Entstehung der Gebührenschuld, Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Unterkunft und endet mit dem Tag 
der Räumung. 
 
(2) Die Gebührenschuld für einen Kalendermonat entsteht mit dem Beginn des Kalen-
dermonats. Beginnt die Gebührenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so entsteht die 
Gebührenschuld für den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn der Gebühren-
pflicht. 

§ 17 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie wird zwei Wo-
chen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
 
(2) Beginnt oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendermonats, wird die Be-
nutzungsgebühr nach den angefangenen Kalendertagen festgesetzt. Für die Fälligkeit gilt 
Abs. 1 Satz 2. 
 
(3) Eine vorübergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht 
von der Verpflichtung, die Gebühren entsprechend Abs. 1 und 2 vollständig zu entrichten. 
 
IV. Ordnungswidrigkeiten 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 Nr. 1 GemO handelt diejenige Person, die 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
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1. § 3 Abs. 1 die Unterkunft ohne vorherige Einweisungsverfügung nutzt; 
 

2. § 5 Abs. 4 Nr. 1 in die Unterkunft unentgeltlich oder  entgeltlich Dritte aufnimmt o-
der für die besuchsweise Aufnahme von Dritten keine vorherige Zustimmung der 
Stadt Rottenburg am Neckar einholt; 

 
3. § 5 Abs. 4 Nr. 2 die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken nutzt; 

 
4. § 5 Abs. 4 Nr. 3 ein Schild (ausgenommen übliche Namensschilder), eine Auf-

schrift oder einen Gegenstand in gemeinschaftlichen Räumen, in oder an der Un-
terkunft oder auf dem Grundstück der Unterkunft anbringt oder aufstellt; 

 
5. § 5 Abs. 4 Nr. 4 in der Unterkunft oder auf dem Grundstück außerhalb vorgesehe-

ner Park-, Einstell- oder Abstellplätze ein Kraftfahrzeug abstellt; 
 

6. § 5 Abs. 5 Nr. 5 Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Verän-
derungen in der Unterkunft vornimmt; 
 

7. § 5 Abs. 5 Nr. 6 die Rauchwarnmelder, die gem. § 16 Abs. 7 Landesbauordnung 
(LBO) in den Räumen der Unterkunft eingebaut werden müssen, entfernt oder 
funktionsuntüchtig macht; 
 

8. § 5 Abs. 5 Nr. 7 die von der Stadt Rottenburg am Neckar ausgehändigten Schlüs-
sel vervielfältigen lässt; 

 
9. § 5 Abs. 5 Nr. 8 ohne vorherige Zustimmung der Stadt Rottenburg am Neckar Tie-

re in der Unterkunft hält; 
 

10.  § 6 Abs. 2 seiner Mitteilungspflicht nicht nachkommt; 
 

11.  § 8 Abs. 2 die Bestimmungen der jeweils gültigen Hausordnung nicht einhält; 
 

12.  § 9 Abs. 1 die Unterkunft nicht ordnungsgemäß räumt sowie die Schlüssel nicht 
übergibt. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 142 Abs. 2 GemO mit einer Geldbuße in Höhe 
von 10 € bis 1.000 € bei Vorsatz oder in Höhe von 5 € bis 500 € bei Fahrlässigkeit ge-
ahndet werden. 
 
V. Schlussbestimmungen 

§ 19 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benut-
zung von Obdachlosen- und Asylbewerberunterkünften vom 27.09.2005, zuletzt geändert 
am 21.09.2010, außer Kraft.  
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Rottenburg am Neckar, den 12.07.2016               
 
 
 
Stephan Neher 
Oberbürgermeister 
 
 
V. Hinweis über die Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvorschriften nach  
§ 4 Abs. 4 Gemeindeordnung 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder aufgrund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeacht-
lich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber der Stadt Rottenburg am Neckar geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind. 
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Anlage 

 
Anlage zur Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 
12.07.2016  
 
 

Lage Benutzungsgebühr 
pro m² und Monat 

Betriebskosten pro m² und 
Monat 

I. Kernstadt   

1. Siebenlindenstr. 46-48 6,51 € 3,12 € 

2. Siebenlindenstr. 52 4,93 € 3,33 € 

3. Wilhelmstr. 6 7,45 € 8,14 € 

4. Saint-Claude-Straße 72 1,11 € 5,40 € 

5. Pfarrgasse 6 5,10 € 5,18 € 
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Hausordnung  
über die Benutzung der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte der Stadt 

Rottenburg am Neckar 
  

1. Allgemeines  
 
Die eingewiesenen Personen haben untereinander alle nur mögliche Rücksicht zu neh-
men.  
 
2. Schutz vor Lärm  
 
In der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr herrscht allgemeine Hausruhe. Falls die örtlichen 
Lärmschutzbestimmungen nichts anderes vorschrieben, sind in dieser Zeit alle beein-
trächtigenden Geräusche zu vermeiden.  
 
Für Fernseh-, Rundfunk- und Musikgeräte gilt stets Zimmerlautstärke.  
 
3. Behandlung der Wohnung und des Inventars  
 
3.1. Die Benutzer der Unterkunft sind verpflichtet, die ihnen zugewiesenen Räume samt 
dem überlassenen Zubehör pfleglich zu behandeln und regelmäßig zu säubern.  
 
3.2. Es muss stets für eine ausreichende Lüftung der Räumlichkeiten auch in der Küche 
und im Bad Sorge getragen werden.  
 
3.3. Sämtliche Anlagen dürfen nur ihrer Zweckbestimmung entsprechend benutzt werden 
(z.B. in Toiletten keinen Unrat!). Etwaige Verstopfung der Abflussröhren beseitigt der Be-
nutzer auf eigene Kosten.  
 
4. Kehrwoche  
 
Das Reinigen der Treppen und Treppenhausfenster haben die eingewiesenen Personen 
je für ihr Stockwerk zu besorgen; wohnen mehrere eingewiesene Familien oder Einzel-
personen auf einem Stockwerk, so haben sie sie abwechslungsweise, im Wochenturnus, 
zu reinigen (kleine Kehrwoche). Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen. Das Reini-
gen des Dachbodens, der Kellerräume und sonstiger gemeinschaftlicher Räume haben 
eingewiesene Familien und Einzelpersonen abwechslungsweise von Woche zu Woche 
zu besorgen (große Kehrwoche). 
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5. Schließen der Haustüre  
 
Das Haus ist im Sommer spätestens um 21.00 Uhr, im Winter um 20.00 Uhr zu schlie-
ßen. Das rechtzeitige Schließen hat die Partei zu besorgen, die die große Kehrwoche hat. 
Hausschlüssel dürfen nur den Hausbewohnern dauernd überlassen werden.  
 
6. Gemeinsam benutzte Räume und Höfe  
 
6.1 Es ist unzulässig, auf Treppen, Fluren, Gängen, im Hof oder in sonstigen zum ge-
meinschaftlichen Gebrauch bestimmten Räumen Hausrat oder sonstige Gegenstände 
abzustellen.  
 
6.2 Gärtnerische Anlagen bedürfend der Schonung. Für etwaige Beschädigungen durch 
Kinder haften die Eltern.  
 
6.3 Brennstoffe dürfen nur im Hof oder an den hierfür besonders bestimmten Orten zer-
kleinert und gelagert werden.  
 
7. Heizen von Öfen und Herden  
 
Öfen und Herde dürfen nur mit geeignetem Brennstoff geheizt werden.  
 
Bei Frostgefahr ergreift der Benutzer innerhalb der Wohnung selbst geeignete Maßnah-
men, um ein Einfrieren der Wasserleitungen zu verhindern (z.B. durch Schließen des Toi-
lettenfensters und einer ausreichenden Beheizung der Räume). Abwesenheit während 
der Wintermonate befreit den Benutzer nicht von der Verpflichtung, entsprechende Vor-
sorgemaßnahmen zu treffen.  
 
Die Hausverwaltung kann darüber hinaus die Wasserleitung bei Frostgefahr über Nacht 
abstellen, um ein Einfrieren zu verhindern.  
 
8. Waschen und Trocknen der Wäsche  
 
Das Reinigen und Trockenen der Wäsche darf nur in den hierfür bestimmten Räumen 
erfolgen. Waschküche und Trockenplatz werden im Wechsel mit anderen Hausbewoh-
nern benutzt. Nach jeder Benutzung wird die Waschküche gereinigt und geräumt, der 
Wäschetrockenboden gekehrt. Die Fenster des Trockenbodens sollten bei Regen, 
Schneefall, Sturm oder Frost geschlossen bleiben.  
 
9. Elektrische Anlagen  
 
Veränderungen an elektrischen Anlagen und Leitungen sowie an Heizungen dürfen von 
den eingewiesenen in keinster Weise vorgenommen werden.  
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10. Brand- und Explosionsgefahr  
 
Jeder Eingewiesene muss sorgfältig auf jede Brandgefahr achten. Für jeden Brandscha-
den, der durch ihn, seine Familie, Gäste usw. entsteht, ist er haftbar.  
Im Interesse des Feuerschutzes dürfen leicht entzündliche Gegenstände wie Packmateri-
al, Papier- und Zeitungspakete, Matratzen, Strohstücke, Lumpen, alte Kleider, Brennstof-
fe usw. in den Keller- und Bodenräumen nicht vorhanden sein. Größere Gegenstände 
müssen, wenn sie nicht anderweitig aufbewahrt werden können, so aufgestellt werden, 
dass diese Räume in allen Teilen übersichtlich und zugänglich bleiben; kleinere Gegen-
stände, Kleider, Wäsche usw. dürfen nur in geschlossenen Kästen und Truhen aufbe-
wahrt werden.  
 
Das Verwahren von Treibstoffen wie Benzin usw. ist ebenso wie das Einstellen von Mo-
peds, Motorrollern und Motorrädern innerhalb der Wohngebäude strengstens untersagt. 
Für die Lagerung von Heizöl und die Aufstellung von Ölöfen ist eine Genehmigung von 
der Stadt Rottenburg am Neckar einzuholen. Die entsprechenden feuerpolizeilichen Best-
immungen einschließlich der Richtlinien über die Aufstellung von Ölöfen und Lagerung 
von Heizöl sind genauestens einzuhalten.  
 
11. Müll  
 
Abfälle dürfen nur in zugelassenen Müllbehältern gelagert werden.  
 
12. Weisungen  
 
Weisungen und Anordnungen des zuständigen Amtes ist unverzüglich Folge zu leisten. 
 
 
 
 


